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Dokumente 6 

"Grundsätze der Planung und Gestaltung 
sozialistischer Stadtzentren" 
(Quelle: Deutsche Bauakademie, Institut für Gebiets-, Stadt- und 
Dorfplanung (Hg.) in: Deutsche Architektur, Sonderbeilage 8/1960, 
S. 1-7) 

Die Weiterführung des Wiederaufbaus und die Umge­
staltung der Stadtzentren rückt in den 60er Jahren 
wieder in den Mittelpunkt staatlicher Aufmerksamkeit 
und verbindet sich mit einer neuen Begriffsbestim­
mung zur "sozialistischen Architektur". Damit werden 
die 16 „Grundsätze des Städtebaus" von 1950 (siehe 
Dokument 1) fortgeschrieben, präzisiert und teilweise 
auch korrigiert. 

Die Umorientierung des Bauwesens auf den industria­
lisierten Wohnungsbau verursacht in den Aufbaustäd­
ten und so auch in Magdeburg ab Mitte der 50er Jah­
re einen insularen Charakter der wenigen realisierten 
zentralen Ensembles nach den Maßgaben der "16 
Grundsätze" und sowjetischen Vorbildern. Die kriegs­
zerstörten Areale der historischen Zentren sind nach 
wie vor weitgehend unbebaut, weil mit industriellen 
Baumethoden an Schwerpunkten der Industrieent­
wicklung (z.B. Hoyerswerda, Wolfen), an den Stadträn­
dern oder auf verfügbaren Flächen im Innenbereich 
der Altstädte (z.B. Nordpark in Magdeburg) die ersten 
Wohnkomplexe errichtet werden. Sie unterliegen vor 
allem in zentraler Lage wegen ihrem Schematismus 
alsbald wachsender Kritik und stehen formal den kulis-
senhaft gedachten, monumentalen Straßen- und Plat­
zensemble der frühen 50er Jahre in einigem nach. 
Deshalb soll der Übergang zu einem funktionell und 
gestalterisch differenzierten Zentrum vollzogen wer­
den, das mit dem Prädikat "sozialistisch" versehen 
werden kann. Dabei werden ideologische Fragen zum 
Städtebau wieder aufgegriffen und nach Abschluß der 
Arbeit zum "Sozialistischen Wohnkomplex" legt das 
Institut für Gebiets-, Stadt- und Dorfplanung der Deut­
schen Bauakademie Anfang 1960 den Entwurf zu neu­
en "Grundsätzen der Planung und Gestaltung soziali­
stischer Stadtzentren" vor, die auf einer theoretischen 
Konferenz der Deutschen Bauakademie und einem 
Kongreß des Bundes Deutscher Architekten im selben 
Jahr behandelt werden sollen. 

Diese erneute Intensivierung der ideologischen und 
programmatischen Auseinandersetzung um Städte­
bau und Architektur steht in engem Zusammenhang 
zu einer im Juni 1960 in Moskau stattfindenden Alluni-
ons-Städtebaukonferenz, an der wiederum auch Gä­
ste aus der DDR zugegen sind. Nach Jahren des 
Bemühens um die Durchsetzung der Industrialisierung 
des Bauwesens wird mit dem Blick auf die neuen Bau­
formen eine deutliche Abkehr von den Leitbildern zum 
sozialistischen Städtebau nach Stalinscher Prägung 
gefordert. Sie liegt in der „Weiträumigkeit" künftiger 
Städte und in einer Einbeziehung der Natur im Bild 

der Stadt. Auf der Konferenz findet zugleich eine 
gewisse Rehabilitierung der ersten Periode der 
sowjetischen Architektur zwischen 1917 und 1933 
statt. 

Die Erste Theoretische Konferenz der Deutschen 
Bauakademie im Oktober 1960 folgt in ihren For­
derungen nach Weiträumigkeit und Durchgrünung 
der Zentren inhaltlich und beinahe wörtlich den 
neuen sowjetischen Überlegungen. Dies sei ein 
Gegensatz zu der „Engräumigkeit" der City kapi­
talistischer Städte, schreibt Edmund Collein in 
seinem Vorwort zu den Grundsätzen und verweist 
zugleich auf die „natürlichen Gegebenheiten", die 
in der Komposition der Stadtzentren zur Geltung 
kommen sollen. 

Die Grundsätze greifen den Begriff "Stadtzentrum" als 
wichtigsten Ort für die politische und kulturelle Betäti­
gung der "sozialistischen Menschengemeinschaft" 
wieder auf, definieren eine Hierarchie von Haupt- und 
Nebenzentren insbesondere in Großstädten und be­
schreiben eine Typologie im Zentrum geforderter oder 
auch unerwünschter Nutzungen und Gebäude. An der 
bildbestimmenden Rolle von Gebäuden zentraler poli­
tischer Gremien und der örtlichen Staatsmacht wird 
ebenso festgehalten, wie an der räumlichen Planung 
für Aufmärsche und Demonstrationen. Eine stärkere 
Betonung erfährt die Funktionstrennung zentraler Nut­
zungen von Wohngebieten und der Ensemblegedanke 
mit einem zugrundeliegenden hierarchischen Kompo­
sitionsprinzip. Neuartig und völlig verändert gegenü­
ber den "16 Grundsätzen" ist die Forderung nach 
Weiträumigkeit und Großzügigkeit der zentralen Plät­
ze, Platzgruppen oder Magistralen mit den zugehöri­
gen Grünflächen und einem weitmaschigen Haupt­
straßennetz anstelle historischer Stadtstrukturen. Ein 
weiteres Kriterium bilden die Maßgaben industrieller 
Bauweisen nach offenen Baustukturen und großen 
Grundstückseinheiten, für die Platz geschaffen 
werden muß. Die Einbeziehung historischer Ensem­
bles mit dem Kriterium "kulturhistorischer Wert" wird 
auffallend allgemein formuliert. 

Die "Grundsätze" für die Gestaltung der Stadtzentren 
zielen auf einen Planungshorizont von 25 Jahren und 
benennen Magdeburg wiederum als Schwerpunkt. Am 
4. Mai 1961 verleiht ein Ministerratsbeschluß den städ­
tebaulichen Forderungen Gesetzeskraft. Entsprechen­
de Pläne der einzelnen Städte sind an dieser 
zentralen Stelle einzureichen und werden auch nur 
dort bestätigt und mit Investitionszuweisungen unter­
legt. 
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Dokumente 7 

"Grundsätze der Planung und Gestaltung der Städ­
te der DDR in der Periode des umfassenden Auf­
baus des Sozialismus" 
Entwurf der Deutschen Bauakademie 
(Quelle: Deutsche Bauakademie, 1965, S. 4-8) 

Die frühen 60er Jahre sind eine widersprüchliche Zeit 
in der DDR. Nach einer Wirtschaftskrise um 1960 und 
den Einschnitten durch den Bau der Berliner Mauer im 
Jahre 1961 gelingt zunächst eine Konsolidierung der 
Wirtschaft, die vor allem mit einem beschleunigten 
Wohnungsbau in den ersten Wohnkomplexen einher­
geht. Infolge zahlreicher Republikfluchten, aber auch 
durch die stalinistischen Praktiken im Umgang mit Kri­
tikern erlebt die Architektenschaft der DDR bis in 
Führungspositionen hinein einen partiellen Generati­
onswechsel. Ab 1962 beginnt der Diskurs über eine 
Wirtschaftsreform und Erweiterung der Eigenverant­
wortlichkeit staatlicher Betriebe. 1963 beschließt der 
VI. Parteitag der SED das Programm zum "umfassen­
den Aufbau" des Sozialismus. Damit verbindet sich 
wenige Jahre nach dem Mauerbau die Vorstellung von 
einer "friedlichen Lösung der Nationalen Frage" in 
Deutschland. Außerdem wird ein sogenanntes "Neues 
System der Planung und Leitung" der Gesellschaft 
verabschiedet. 1965 wird deshalb der Volkswirt­
schaftsrat aufgelöst und durch die Bildung von 7 Indu­
strieministerien, darunter dem Bauministerium, er­
setzt. Im gleichen Zeitraum werden im Vollzug der 
parteipolitischen Präzisierungen die Konsequenzen 
zur Stadtentwicklung gezogen. Die Deutsche 
Bauakademie gibt Anfang 1965 den Entwurf zu 
neuen Planungsgrundsätzen für die Städte heraus, die 
in ihrer Orientierung und Diktion einen Wandel 
der Leitbilder und Instrumentarien markieren. 

Die Perspektivplanung der Städte und insbesondere 
der Industriegebiete (die damit eine eigenständige 
räumliche oder besser: sektorale urbanistische Kate­
gorie werden) soll nach volkswirtschaftlichen Kriterien 
ausgerichtet werden, für die nunmehr die Bezirksplan­
kommissionen als zwischengeschaltetes Organ in der 
Hierarchie von Ministerrat und Gebietskörperschaft 
bzw. Kommune verantwortlich zeichnen. Die Planung 
und Leitung soll dabei auf allen Ebenen nach dem 
"Produktionsprinzip" und auf der Basis einer Haus­
haltsfinanzierung erfolgen. Dabei werden mathemati­
sche Methoden, wissenschaftliche Begründungen und 
der Einsatz einer "maschinellen Rechentechnik" für die 
zugrundeliegenden Pläne und Abläufe in Form soge­
nannter "Zyklogramme" gefordert, die auf einen Be­
schluß des Ministerrates vom August 1964 zur Ein­
führung der maschinellen Datenverarbeitung in der 
DDR zurückzuführen sind. Die industriegemäße Vorbe­
reitung von Bauvorhaben erfordert eine Konzentration 

der städtebaulichen Planungen auf große zusammen­
hängende Flächen für Industrie- und Wohnkomplexe, 
Teilabschnitte der Stadtzentren und die Instandset­
zung ganzer Häusergevierte. Dem entspricht ein 
Städtebau aus dem Elementebaukasten. Der 
typisierten Architektur wird per Grundsatz ein Aus­
druck technischer und kultureller Revolution zuge­
wiesen. 

In der erklärten Hierarchie zentraler Orte der DDR und 
damit verbundener Investitionen in den Stadtzentren 
rangieren im Gegensatz zum Aufbaugesetz von 1950 
nach Berlin zunächst Leipzig, Dresden und Karl-Marx-
Stadt (Chemnitz). Die Stadt Magdeburg wird zurück­
gestuft, indem für zentrale Vorhaben im Stadtzentrum 
Investitionen auf der Ebene des Bezirkes festgelegt 
werden. Schlüsselbegriffe des bis dato benutzten 
städtebaulichen Vokabulars, wie "Zentraler Platz" oder 
"Magistrale" verschwinden aus dem Grundsatzpapier 
zugunsten allgemeiner oder besser: generalisierender 
Aussagen. Das architektonische Szenario für die Zen­
tren bezieht sich jetzt auch auf den Wohnungsbau und 
hier insbesondere auf die Verwendung der 
vielgeschossigen Bauweise. Für die Verkehrs­
gestaltung und die Zentralisierung der technischen 
Infrastruktur (vordergründig sind das vor allem 
Fernwärmesysteme) werden ebenfalls generali­
sierende Forderungen erhoben. Dem Stadtrand wer­
den Versorgungs- und Erholungsfunktionen zuge­
wiesen. 

Diesem Planungsleitbild einer "generellen Stadtent­
wicklung" - so faßt man Flächennutzungsplanung -
wird der Verweis auf den "Bitterfelder Weg" beigege­
ben. In Anknüpfung an zwei "Bitterfelder Konferenzen" 
zu Prinzipien der staatlichen Kulturpolitik verbergen 
sich dabei Forderungen nach der formalen Einbezie­
hung der Werktätigen in die Planung und Leitung der 
Gesellschaft. Bleibt zu erwähnen, daß nach der 11. Ta­
gung des Zentralkomitees der SED im Dezember 
1965 ein schärferer Kurs in der Kulturpolitik angekün­
digt wird. Davon bleibt die Atmosphäre in Planungsin­
stitutionen und Projektierungsbetrieben nicht ver­
schont. Den ersten öffentlichen Meinungsäußerungen 
der Bewohner oder auch Schriftsteller über die Unifor-
mität der vorfabrizierten Häuser und die fehlenden 
Zentren in den neuen Städten, wie Brigitte Reimann 
über Hoyerswerda, wird die Suche nach dominanten 
und symbolträchtigen Zeichen entgegengesetzt, für 
die schließlich Kirchenbauwerke und verbliebene Alt­
hausbestände weichen müssen. Der VII. Parteitag der 
SED im Jahre 1967 besiegelt diesen Ansatz mit der 
Forderung nach einem repräsentativen Gebäude im 
Zentrum jeder Stadt. 

150 STÄDTEBAU IN MAGDEBURG 1945-1990 




